Muster eines Kündigungsschreiben

Kündigungen müssen nach § 623 BGB immer schriftlich erfolgen. Mündliche Kündigungen sind unwirksam. 

§ 623 Schriftform der Kündigung 
Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch Kündigung oder Auflösungsvertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; die elektronische Form ist ausgeschlossen.
Zur Arbeitssuche ist der Arbeitnehmer eine angemessene Zeit freizustellen. Dabei ist der Vergütung grundsätzlich fortzuzahlen. Als angemessen gilt die Zeit von sechs Wochen. Diese Verpflichtung kann einzelvertraglich ausgeschlossen werden.

§ 616 Vorübergehende Verhinderung 
Der zur Dienstleistung Verpflichtete wird des Anspruchs auf die Vergütung nicht dadurch verlustig, daß er für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der Dienstleistung verhindert wird. Er muß sich jedoch den Betrag anrechnen lassen, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Verpflichtung bestehenden Kranken- oder Unfallversicherung zukommt.
§ 629 Freizeit zur Stellungssuche 
Nach der Kündigung eines dauernden Dienstverhältnisses hat der Dienstberechtigte dem Verpflichteten auf Verlangen angemessene Zeit zum Aufsuchen eines anderen Dienstverhältnisses zu gewähren.

Die Belehrung zu den Pflichten nach dem Sozialgesetzbuch III ist nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts nicht erforderlich, wir empfehlen dennoch den Hinweis.

Sehr geehrte Frau ...

Sehr geehrter Herr ...

Fristgemäße Kündigung

Hiermit kündigen wir das Arbeitsverhältnis fristgerecht zum .......

Fristlose Kündigung
Hiermit kündigen wir das Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung.

Hinweis:

Nach § 37b SGB III haben Sie sich, weil Ihr Arbeitsverhältnis endete, unverzüglich nach Kenntnis, bei längerfristigen Kündigungsfristen jedoch spätestens drei Monate vor dem Beendigungszeitpunkt, beim Arbeitsamt persönlich arbeitslos zu melden. Die Arbeitslosmeldung muß durch persönliche Vorsprache beim Arbeitsamt erfolgen und kann grundsätzlich nicht telefonisch, brieflich, per Email/SMS oder durch einen Vertreter geschehen. Die Meldeverpflichtung besteht unabhängig davon, ob der Fortbestand des Arbeitsverhältnisses gerichtlich geltend gemacht wird. Erfolgt keine unverzügliche Arbeitslosmeldung, kann eine Minderung des Arbeitslosengeldes nach § 41 SGB III eintreten. Darüber hinaus besteht für sie die Verpflichtung, durch eigene Aktivitäten andere Beschäftigungen zu suchen und jede zumutbare Möglichkeit bei der Suche und Aufnahme einer Beschäftigung zu nutzen. Wir Raten dringend dazu, die bei jedem Arbeitsamt bestehenden Beratungsmöglichkeiten in Anspruch zu nehmen und sich dort über Ihre gesetzlichen Rechte und Verpflichtungen sachkundig zu machen.

Ort, Datum

Unterschrift

